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M A N A G E M E N T

Ein privater Krankenversicherer muss nur 
dann die Kosten für Heilbehandlungen er-
statten, wenn sie in Deutschland erlaubt 
sind. Das hat der Bundesgerichtshof 
(BGH) entschieden. Im vorliegenden Fall 
verlangte eine Versicherte die Übernahme 
der Kosten für eine In-vitro-Fertilisation 
(IVF) mit gespendeten Eizellen, der sie 
sich in der Tschechischen Republik unter-
zogen hatte. Die Summe belief sich auf 
rund 11 000 Euro. Ihre Krankenversiche-
rung lehnte die Erstattung ab. Die Begrün-
dung: In Deutschland verstoße eine Be-
handlung mit gespendeten Eizellen gegen 
das Embryonenschutzgesetz (ESchG). 
Der Behandlungsvertrag sei nach § 134 
BGB deshalb nichtig, die Aufwendungen 
nicht berechtigt.

Der BGH teilte diese Auffassung. Zwar 
räumten die Richter ein, dass bei der IVF 
mit gespendeten Eizellen eine Heilbe-

handlung im Sinne der Versicherungsbe-
dingungen vorliege. Auch sei der Vertrag 
über die ärztliche Behandlung in Tsche-
chien wirksam. Allerdings führe die Aus-
dehnung des privaten Krankenversiche-
rungsschutzes auf Europa nicht dazu, dass 
Kosten für Heilbehandlungen erstattet 
werden müssten, die in Deutschland ver-
boten seien. Nach § 1 Abs. 3 Satz 2 MB/
KK 2009 werde der Umfang des Versiche-
rungsschutzes durch die Vorschriften des 
deutschen Rechts bestimmt. Würde die 
Behandlung mit gespendeten Eizellen in 
Deutschland durchgeführt, unterliege sie 
der Strafvorschrift des ESchG. Mit diesem 
Gesetz habe der Gesetzgeber der Wertent-
scheidung des Grundgesetzes zu Gunsten 
der Menschenwürde und des Lebens 
Rechnung getragen. Mit dem Verbot der 
auf einen späteren Embryotransfer zielen-
den künstlichen Befruchtung habe man 

insbesondere sogenannte gespaltene Mut-
terschaften verhindert wollen, bei denen 
genetische und austragende Mütter nicht 
identisch seien. Das Risiko möglicher 
Konflikte und negativer Auswirkungen 
auf die seelische Entwicklung des Kindes 
sollten damit umgangen werden. Auch 
Europäisches Gemeinschaftsrecht recht-
fertigt nach Auffassung des BGH keine 
andere Bewertung. Die Verneinung der 
Erstattungspflicht im vorliegenden Fall 
sei weder diskriminierend noch führe sie 
zu einer Schlechterbehandlung der Versi-
cherten. Unabhängig davon sei eine etwai-
ge Beschränkung der Dienstleistungsfrei-
heit mit Blick auf den Schutzzweck von 
§ 1 ESchG aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit ge-
rechtfertigt. 
BGH, Urteil vom 14. Juni 2017, Az.: IV 
ZR 141/16 RAin Barbara Berner
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Übernahme von Behandlungskosten: Es gilt deutsches Recht

In der Amtlichen Gebührenordnung für 
Ärzte (GOÄ) stehen verschiedene Mög-
lichkeiten zur Verfügung, um eine Aku-
punktur abrechnen zu können. Im Nach-
folgenden sollen die einzelnen Möglich-
keiten und Schwierigkeiten im Zusam-
menhang mit der Abrechnung der Aku-
punktur betrachtet werden:

Die Akupunkturbehandlung ist in der 
GOÄ mit den Nrn. 269 und 269a berück-
sichtigt. Beide Nummern setzen zunächst 
die Nadelstich-Technik zur Behandlung 
von Schmerzen voraus, damit diese abge-
rechnet werden können. 

Die Leistung nach Nr. 269a unterschei-
det sich von der Nr. 269 nur durch die An-
forderung an die Mindestdauer von 20 Mi-
nuten. Die Zeit der Sitzung bemisst sich 
vom Anlegen bis zur Entfernung der Aku-
punkturnadeln. Gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 2 
GOÄ ist in der Rechnung die in der Leis-
tungslegende der Nr. 269a genannte Min-
destzeit (20 Minuten) anzugeben. 

Ist die Indikation eine andere als die 
Schmerzbehandlung (beispielsweise bei 
der Behandlung von Allergien, Raucherent-

wöhnung oder Asthma bronchiale), muss 
die Akupunkturbehandlung mit den Nrn. 
269 bzw. 269a analog berechnet werden. 
Ebenso wie bei der nicht-analogen Anwen-
dung der Nrn. richtet sich die Wahl der Nr. 
269 oder 269a analog GOÄ nach der Dauer 
der Akupunktur. Selbiges gilt, wenn die 
Akupunktur nicht durch eine Nadelstich-
Technik erfolgt (zum Beispiel Laseraku-
punktur). Auch hier muss die Nr. 269 oder 
269a GOÄ analog berechnet werden. 

Neben der Leistung nach Nr. 269 ist die 
Leistung nach Nr. 269a nicht berech-
nungsfähig. 

Die Nr. 269a GOÄ ist nicht zu ver-
wechseln mit dem analogen Ansatz der 
Nummer 269 oder 269a GOÄ. Oftmals 
wird angenommen, dass die Kennzeich-
nung mit einem kleinen „a“ bereits für ei-
ne Analoganwendung spricht. Dies ist je-
doch nicht korrekt. Künstliche oder eigene 
GOÄ-Nummern für analoge Bewertungen 
dürfen nicht vergeben werden. So ist im § 
12 Absatz 4 GOÄ gefordert, dass die in 
Analogie herangezogene, als gleichwertig 
erachtete Leistung mit ihrer Gebührenn-

ummer und der originären Leistungsle-
gende aufgeführt wird.

In der Vergangenheit haben sich bereits 
zahlreiche GOÄ-Ratgeber mit der Thema-
tik der analogen Anwendung befasst. Hier 
sind u.a. der GOÄ-Ratgeber „korrekte 
Darstellung einer analogen Bewertung“ 
(DÄB 2007; 104[36]) oder „Transparenz 
bei der analogen Abrechnung von Leistun-
gen“ (DÄB 2015; 112[44]) zu nennen. 

Die Vergabe der Nr. 269a GOÄ erfolgte 
ausschließlich aus Gründen der Ordnung. 
Da die GOÄ keinen entsprechenden Platz 
mehr für die Akupunktur (Nadelstich-
Technik) mit einer Mindestdauer von 20 
Minuten zur Behandlung von Schmerzen 
bot, diese jedoch nach der Systematik der 
GOÄ in den Abschnitt C (nichtbezogene 
Sonderleistungen) und fortlaufend zur Nr. 
269 GOÄ gehört, wurde mit der Nr. 269a 
GOÄ hier eine entsprechende Abhilfe ge-
schaffen. 

Ein weiteres Bespiel, bei dem aus diesem 
Grund die Kennzeichnung mit einem klei-
nen „a“ verwendet wurde, findet sich in der 
GOÄ mit der Nr. 2392a GOÄ. Sandra Hoppe
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